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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

4 StR 347/22 
 

vom 

22. November 2022 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

 

wegen Besitzes von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge u.a. 
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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs nach Anhörung des Beschwerdefüh-

rers und des Generalbundesanwalts am 22. November 2022 gemäß § 349 

Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landge-

richts Bochum vom 10. Mai 2022 im Maßregelausspruch mit 

den zugehörigen Feststellungen aufgehoben. 

2. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmit-

tels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurück-

verwiesen. 

3. Die weiter gehende Revision wird verworfen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Handeltreibens mit Betäu-

bungsmitteln in fünf Fällen, davon in einem Fall in Tateinheit mit Besitz von Be-

täubungsmitteln in nicht geringer Menge zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von ei-

nem Jahr und sechs Monaten verurteilt und seine Unterbringung in einer Entzie-

hungsanstalt angeordnet. Hiergegen richtet sich die auf die Rüge der Verletzung 

materiellen Rechts gestützte Revision des Angeklagten. Das Rechtsmittel hat 

den aus der Beschlussformel ersichtlichen Teilerfolg; im Übrigen ist es unbegrün-

det (§ 349 Abs. 2 StPO). 
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1. Die Anordnung der Unterbringung des Angeklagten in einer Entzie-

hungsanstalt nach § 64 Satz 1 StGB hat keinen Bestand, weil die dafür erforder-

liche hinreichend konkrete Erfolgsaussicht der Behandlung im Sinne von § 64 

Satz 2 StGB nicht belegt ist. 

a) Anordnung und Vollzug dieser Maßregel setzen die konkrete Aussicht 

voraus, die süchtige Person zu heilen und über eine erhebliche Zeitspanne vor 

einem Rückfall in den Rauschmittelkonsum zu bewahren. Erforderlich ist eine 

Prognose, dass bei erfolgreichem Verlauf die Gefährlichkeit aufgehoben oder 

deutlich herabgesetzt wird, und dass sich in Persönlichkeit und Lebensumstän-

den des Täters konkrete Anhaltspunkte finden, die einen solchen Verlauf erwar-

ten lassen (BGH, Beschluss vom 11. Mai 2022 – 4 StR 478/21, NStZ-RR 2022, 

275; Fischer, StGB, 69. Aufl., § 64 Rn. 19 mwN). Die bloße Möglichkeit einer the-

rapeutischen Veränderung kann diese Prognose nicht stützen (BGH, Urteil vom 

28. Mai 2018 ‒ 1 StR 51/18 Rn. 14; Beschluss vom 1. August 2018 ‒ 4 StR 54/18 

Rn. 17). Notwendig ist eine durch Tatsachen begründete Wahrscheinlichkeit des 

Behandlungserfolgs (BGH, Beschluss vom 14. August 2019 – 4 StR 147/19 

Rn. 3; Beschluss vom 23. November 2021 – 4 StR 289/21, StV 2022, 300, 301). 

Dabei ist der Tatrichter gehalten, das Risiko eines Scheiterns der Behandlung in 

den Blick zu nehmen und die im Urteilszeitpunkt gegebenen prognosegünstigen 

gegen die prognoseungünstigen Faktoren in die Beurteilung einzubeziehen und 

gegeneinander abzuwägen (BGH, Beschluss vom 1. März 2022 – 2 StR 28/22 

Rn. 8; Beschluss vom 21. April 2015 – 4 StR 92/15, NJW 2015, 2898, 2900 

Rn. 15). 

b) Diesem Maßstab werden die Erwägungen der Kammer nicht gerecht.  
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aa) Sie hat lediglich ausgeführt, der Angeklagte sei bislang mit Ausnahme 

einer Gesprächsreihe der Drogenberatung nicht suchttherapeutisch behandelt 

worden. Zudem zeige er grundsätzlich Krankheitseinsicht und stehe einer thera-

peutischen Behandlung nicht ablehnend gegenüber. Auch sei er nach seinen 

physischen und psychischen Fähigkeiten in der Lage, eine solche Behandlung 

für sich nutzen zu können. Damit werden hinreichend konkrete Anhaltspunkte für 

einen Therapieerfolg nicht aufgezeigt. Das Fehlen einer Verweigerungshaltung 

und der Umstand, dass bislang noch keine Therapie stattgefunden hat, besagen 

lediglich, dass es insoweit an prognose-kritischen Faktoren fehlt. Das Vorhan-

densein ausreichender Fähigkeiten weist lediglich auf die Möglichkeit eines 

Therapieerfolges hin. 

bb) Zudem hat das Landgericht für die Beurteilung der Erfolgsaussicht der 

Behandlung maßgebliche prognoseungünstige Umstände nicht in Blick genom-

men. Hierzu zählt insbesondere der langjährige polyvalente Drogenmissbrauch 

(vgl. BGH, Beschluss vom 4. November 2014 – 5 StR 464/14 Rn. 3; van 

Gemmeren in MüKo-StGB, 4. Aufl., § 64 Rn. 65 mwN) des Angeklagten, der nach 

den Feststellungen seit ca. 20 Jahren täglich Cannabis konsumiert; „wenige 

Jahre später“ kam noch die tägliche Einnahme von Amphetaminen hinzu. 

2. Die Sache bedarf daher insoweit neuer Verhandlung und Entscheidung, 

bei der sich das neue Tatgericht wiederum sachverständiger Hilfe bedienen muss 

(§ 246a Abs. 1 Satz 2 StPO). 
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3. Weitere Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten hat die Nachprü-

fung des Urteils nicht ergeben (§ 349 Abs. 2 StPO). 

Quentin Rommel Scheuß 

 Messing Momsen-Pflanz 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Bochum, 10.05.2022 ‒ II-9 KLs-42 Js 20/21-38/21 
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